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Selbstkritik 
 

Razzia Republik Deutschland 
 

Warum Doña Carmen e.V. ab 2026 wieder einen fortlaufend aktualisierten 
„Razzien-Spiegel“ auf seiner Website veröffentlichen wird 

 
 
Über zwanzig Jahre hinweg - von Dezember 1999 bis Dezember 2018 - hat Doña Carmen e. 
V. auf seiner Website die staatlich betriebene und polizeilich exekutierte Politik der Razzien 
gegenüber dem Prostitutionsgewerbe in einem „Razzien-Spiegel“ akribisch dokumentiert. 

 
Unser „Razzien-Spiegel“ erfasste zwar stets nur die berühmte „Spitze des Eisbergs“, zeigte 
aber dennoch sehr eindrücklich, wie der bürgerliche Staatsapparat – trotz aller 
Lippenbekenntnisse hinsichtlich ‚Legalisierung‘ und ‚Liberalisierung‘ von Prostitution – 
massiv gegen das Prostitutionsgewerbe vorging. Leidtragende waren regelmäßig die dort 
tätigen Sexarbeiter*innen, ganz besonders die Migranten*innen unter ihnen. 
 
Im Jahr 2019 stellte Doña Carmen e.V. den „Razzien-Spiegel“ ein. Das war ein 
politischer Fehler, wie sich mittlerweile herausgestellt hat. Diesen Fehler werden wir 
korrigieren.  
 
Ab Sommer 2026 wird der Verein Doña Carmen e.V. den „Razzien-Spiegel“ erneut 
zusammenstellen und auf seiner Website www.donacarmen.de fortlaufend aktualisiert 
veröffentlichen. Wir beginnen nicht nur mit der Veröffentlichung des neuen „Razzien-
Spiegels“ in diesem Jahr, sondern bemühen wir uns parallel dazu um eine schrittweise 
Rekonstruktion des Razzien-Geschehens der vergangenen sieben Jahre von 2019 bis 2025, 
um die entstandene Lücke zu schließen. 

 
Ein kurzer Blick zurück  
 

Ständige Polizeirazzien gegen Prostitutionsmigrantinnen in Frankfurt/Main waren der 
eigentliche Anlass für die Gründung unseres Vereins. Das war 1998, vier Jahre vor 
Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (ProstG) im Jahr 2002. Aufgrund zahlreicher 
Polizeirazzien im Frankfurter Rotlichtviertel haben wir 2000 damit begonnen, eine 
bundesweite Razzien-Statistik zu führen. Im Jahr 2019 machten wir – ausgehend von 
Daten unseres Razzien-Spiegels – eine kleine Zwischenbilanz, die einen Eindruck von der 
ungefähren Größenordnung gab, mit der man es hier zu tun hat: 
 
● In den 19 Jahren von 2000 bis 2018 wurden im Zuge von 368 Großrazzien in 1.131 
   Gemeinden mehr als 9.858 Bordelle und Wohnungen durchsucht. Rund 79.700  
   eingesetzte Ermittler kontrollierten vor Ort etwa 56.000 Personen, in aller Regel  
   Sexarbeiter/innen.  
 

● Bei jeder 9. Razzia kamen Spezialkräfte der Polizei zum Einsatz: Bundesgrenzschutz  
   (BGS) bzw. Bundespolizei, Mobile Einsatzkommandos (MEK), Sondereinsatzkommandos  
   (SEK) und in Einzelfällen sogar die Spezialtruppe GSG 9. Das zeigt, dass insbesondere  
   „Rotlicht“-Razzien immer auch Übungseinsätze für paramilitärische Verbände sind.   
 

● Die im Razzien-Spiegel aufgelisteten „Razzien“ waren auch insofern nur die „Spitze des  
   Eisbergs“, weil die ständigen ‚regulären’ Routinekontrollen der Polizei dabei noch gar  
   nicht mit einbezogen waren. Durch sie wurden im genannten Zeitraum nach Berechnungen 
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   von Doña Carmen e.V. pro Jahr noch mal weitere rund 40.000 Frauen kontrolliert.1 
 
Fazit: Es dürfte in diesem Land wohl kaum einen anderen Wirtschaftszweig geben, der 
in so hohem Maße polizeilich überwacht wird, wie es beim Prostitutionsgewerbe der 
Fall ist. Und das, obwohl Prostitution legal und seit 2002 ein rechtlich anerkannter 
Beruf ist. So viel zu dem Thema, wir hätten hierzulande ein liberales 
Prostitutionsregime. 
 
Natürlich konnte Doña Carmen e.V. nur das Hellfeld der polizeilichen Aktivitäten 
dokumentieren, also das, was in veröffentlichten Polizeiberichten und Pressemeldungen 
bekannt wurde. Aber die Polizei macht ihr gesamtes Handeln keineswegs transparent. Es 
bleibt ein Dunkelfeld. 
 

Den Herrschenden ein Dorn im Auge 
 
Der politischen Klasse hierzulande und damit auch der Polizei passt es offenbar überhaupt 
nicht in den Kram, wenn man ihr Handeln schlicht nur dokumentiert. Das wurde uns 
spätestens dann klar, als das Frankfurter Finanzamt im Jahr 2015 dem Verein Doña 
Carmen e.V. die Gemeinnützigkeit unter anderem deshalb entzog, weil wir den „Razzien-
Spiegel“ online gestellt und damit die darin zusammengetragenen Informationen der 
interessierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht haben.  
 
So schrieb die Frankfurter Finanzbehörde im August 2017 an das Hessische Finanzgericht:   
 

 „Der seit dem Jahr 2000 geführte Razzienspiegel und die regelmäßigen Proteste gegen  
 Razzien durch die Polizei … lassen nicht erkennen, dass… (Doña Carmen e.V.) ein 
 Verständnis für die Aufgaben der Sicherheitsbehörden hat…“ 
 

Mit anderen Worten: Eine kritische Haltung gegenüber polizeilichen Razzien reicht heute 
offenbar schon aus, um einem kleinen Verein wie Doña Carmen e.V. die Gemeinnützigkeit 
zu entziehen! Soviel zum Thema Meinungsfreiheit in diesem Land. Es sei allerdings 
angemerkt, dass Doña Carmen e.V. sich vom Finanzamt nicht hat einschüchtern lassen. Der 
Verein hat den Spieß umgedreht, das Finanzamt verklagt und daraufhin 2018 seine 
Gemeinnützigkeit wieder zurückbekommen. 
 
Gründe für die damalige Einstellung des „Razzien-Spiegels“ 
 
Als im Sommer 2017 das so genannte Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) in Kraft trat, 
verlagerte sich ein Großteil der Überwachung des Prostitutionsgewerbes in die 
Prostitutionsbetriebe selbst. Sie wurden nun Gegenstand von Routinekontrollen gegenüber 
dem Prostitutionsgewerbe, die mit dem ProstSchG vorgesehen waren. Das mediale 
öffentliche Interesse an Routine-Kontrollen war ausgesprochen gering ausgeprägt. Den so 
genannten Qualitätsmedien fehlte im Falle der gewerberechtlichen Nachschau in 

                                                 
1 So berichtete Sebastian Laudan, seinerzeit Leiter der Inspektion Migrationskriminalität beim LKA in Berlin 
gegenüber DIE ZEIT, dass allein in der Bundeshauptstadt jährlich „rund 500 Razzien“ im Zusammenhang mit 
illegaler Prostitution stattfänden. (DIE ZEIT, 3/2002). Der Einsatzleiter einer Razzia in Minden/Westfalen 
erklärte 2003 gegenüber dem Mindener Tagblatt, seine Beamten seien „fast wöchentlich mit einem 
Rotlichteinsatz beschäftigt“ (Mindener Tagblatt, 07.07.2003). Lothar Braun, seinerzeit Leiter des 
Kommissariats 5 der Saar-Kripo erklärte in einem Interview mit www.sol.de (19.02.2009): „Die Kripo hat voriges 
Jahr 147 Kontrollen – gegenüber 148 im Jahr 2007 – in Bordellen, Bars, Swinger- und Saunaclubs, 
Hostessenwohnungen sowie auf dem Straßenstrich durchgeführt. Wir haben 563 Personen – gegenüber 483 im 
Jahr 2007 – überprüft. Allein aufgrund der Kontrolltätigkeit der Kripo wurden von 2005 bis 2007 fünf 
Ermittlungsverfahren wegen Menschenhandels im Saarland initiiert. Dennoch gibt es rückläufige 
Verfahrenszahlen im Deliktsfeld Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung.“ Die hier nur exemplarisch 
genannten damaligen Größenordnungen verdeutlichen, dass die Rede von einer „Spitze des Eisbergs“ bei den 
Angaben der Razzien-Statistik von Doña Carmen e.V. durchaus den Tatsachen entsprechen dürfte. 

http://www.sol.de/


3 

 

Prostitutionsstätten der Kitzel des Auflagen steigernden Sex-&-Crime-Effekts. Es 
interessierte die Medien schlicht nicht mehr, wie Kontrollen in den Bordellen abliefen, wenn 
nicht gleichzeitig mindestens ein Riesen-Polizeiaufgebot mit von der Partie war. 
 
Hintergrund für diese neue Entwicklung waren Überlegungen im Vorfeld des 
Prostituiertenschutzgesetzes, die bereits 2007 in einem Gutachten des Hallenser Prof. 
Joachim Renzikowski im Auftrag des Bundesfamilienministeriums vorgetragen wurden. 
Renzikowski, ein dem BKA nahestehender Jurist2, plädierte dort für einen „Wandel der 
rechtspolitischen Grundeinstellung“. Aufgrund der angeblichen Anormalität und des 
Gefahrenpotenzials der Prostitution könne man zwar nach wie vor nicht auf „überraschende 
Kontrollen“ verzichten. Doch reiche für eine „effektivere Kontrolle“, die Ausbeutung feststelle 
und ökonomische Zusammenhänge durchleuchte, eine Razzia schlicht nicht mehr aus. 
Renzikowski bemängelte die bisher vorliegende „verkehrte Reihenfolge“. Zunächst einmal 
gehe es um die Schaffung engmaschiger Regulierungen im Arbeits-, Sozial- und 
Steuerrecht, also um die „Verlagerung der Ermittlungsansätze“. Strafrecht könne das Fehlen 
solcher Regulierungen eben nicht ersetzen, wohl aber diese Regulierungen aber im 
Nachgang absichern. Anstelle strafrechtlicher Interventionen bedürfe es „alternativer 
Kontrollen“. (S. 49)3  
 
Mit dem Inkrafttreten des ProstSchG im Juli 2017 wurde dieses Konzept weitgehend in die 
Tat umgesetzt. Die Überprüfung der Einhaltung zahlreicher gewerberechtlichen Vorgaben 
trat somit fortan an die Stelle des großen, medienwirksamen Auftritts mittels Razzien. 
 
Die Berichterstattung darüber brach 2017/18 auf breiter Front ein. Den Rest erledigte die 
paywall: Immer mehr Artikel im Internet verschwanden hinter einer Bezahlschranke. Das 
erschwerte eine angemessene Dokumentation von Razzien und Kontrollen im 
Prostitutionsgewerbe erheblich. Diese Gründe führten 2019 zu der Entscheidung, die 
Veröffentlichung eines „Razzien-Spiegels“ auf der Website von Doña Carmen e.V. vorerst 
einzustellen. 
  

Mindestens 12.000 ‚Rotlicht‘-„Kontrollen“ unter dem ProstSchG (2017 – 2023) 
Prostituiertenschutzgesetz 
 
Unter dem so genannten „Prostituiertenschutzgesetz“ wurden Rotlicht-Razzien 
sprachbereinigt wieder zunehmend als „Kontrollen“ bezeichnet. Natürlich hörte diese Art der 
„Kontrollen“ nicht auf. Das dokumentierte die „Behörden-Befragung“ des Kriminologischen 
Forschungsinstituts Niedersachsen, das von der Bundesregierung mit der Evaluation des 
ProstSchG beauftragt wurde und im Sommer 2025 den knapp 700-seitigen Abschlussbericht 
veröffentlichte. 
 
Hinsichtlich des Ausmaßes der Überwachung dürfte sich das Prostitutionsgewerbe unter 
dem Regime der Erlaubnispflicht gut „geschützt“ fühlen: Bei der KFN-Befragung von 207 
Behörden, in deren Zuständigkeit 1.090 (48,4 %) der bundesweit seinerzeit 2.253 mit gültiger 

                                                 
2 „Ich bin ja Strafrechtler und Rechtsphilosoph. Also neben dem Protokoll: Meine Kollegen sagen immer: Dem 
Philosoph ist nichts zu doof. Das heißt nur: Empirische Forschungen fehlen mir völlig. Da verlasse ich mich ganz 
auf meine Kolleginnen hier oben, die ich dann immer abschreibe – kritisch. Aber, da die alle das Gleiche sagen 
und das sehr überzeugend ist und ich vom Bundeskriminalamt zum Beispiel ähnliche Sachen erfahre, verlasse 
ich mich darauf.“ (zitiert nach: Protokoll der Sitzung des Sozialausschusses der Bürgerschaft der Freien und 
Hansestadt Hamburg, 3. Juli 2007). 
3 Vgl. Joachim Renzikowski, Reglementierung von Prostitution: Ziele und Probleme – eine kritische Betrachtung 
des Prostitutionsgesetzes, 2007, S. 27, 38, 43 - 49,  
https://publikationen.uni-tuebingen.de/xmlui/bitstream/handle/10900/64233/prostitutionsgesetz-gutachten-
1.pdf?sequence=1&isAllowed=y 

https://publikationen.uni-tuebingen.de/xmlui/bitstream/handle/10900/64233/prostitutionsgesetz-gutachten-1.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://publikationen.uni-tuebingen.de/xmlui/bitstream/handle/10900/64233/prostitutionsgesetz-gutachten-1.pdf?sequence=1&isAllowed=y
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Erlaubnis ausgestatteten Prostitutionsgewerbe fielen4, ergab sich mit Ausnahme des Jahres 
2022 eine deutlich zunehmende Zahl an Überwachungsmaßnahmen.  
 
Inklusive der Überwachungen von mutmaßlich ohne Erlaubnis betriebenen Etablissements 
zeigt sich mit in der Summe 5.884 Überwachungen bzw. 840 Überwachungsmaßnahmen im 
Schnitt pro Jahr erneut eine kontinuierliche Steigerung der Überwachungsintensität. 
 
TABELLE: KFN-Befragung von 207 Behörden mit einer Zuständigkeit für 1.090 Prostitutionsgewerbe: 
                   Zahl der Überwachungen von Prostitutionsgewerben (2017 - 2023)5 
 

 

 

Nr 
 

 

Indikator 
 

 
 

2017 
 

2018 
 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 
 

Summe 

 
 

Überwachung angemeldeter erlaubter Prostitutionsgewerbe 
 

 

01 Gesamt  170 356 470 695 828 751 850 4.120 

02 Steigerung  
zum Vorjahr 

abs.  + 186 + 114 + 225 + 133 - 77 + 99  

03 in %  +109 % + 31 % + 48 % + 19 % - 9 % + 13 % 

 
 

Überwachung mutmaßlich nicht erlaubter Prostitutionsgewerbe 
 

 

04 Gesamt  55 297 308 283 222 257 342 1.764 

05 Steigerung  
zum Vorjahr 

abs.  + 242 + 11 - 25 - 61 + 35 + 85  

06 in %  + 440% + 4 % - 8 % - 22 % + 16 % + 33 % 

 
 

Überwachung Prostitutionsgewerbe gesamt 
 

 

07 Gesamt  225 653 778 978 1.050 1.008 1.192 5.884 

08 Steigerung  
zum Vorjahr 

abs.  + 428 + 125 + 200 + 72 - 42 + 184  

09 in %  + 190% + 19 % + 26 % + 7 % - 4 % + 18 % 

 

Da sich die KFN-Behördenbefragung auf Behörden bezieht, die knapp die Hälfte aller 
bundesweit konzessionierten Prostitutionsgewerbe kontrollieren, dürfte die bundesweite 
Gesamtzahl der jährlich durchgeführten Überwachungsmaßnahmen bei rund 1.700. 
Die der in der Zeit von 2017 bis 2023 unter dem ProstSchG durchgeführten Kontrollen 
müsste demgemäß bei ca. 12.000 gelegen haben. Sollte die Kontrollintensität unverändert 
geblieben sein, so ergäben sich mehr als 16.000 Kontrollen im Prostitutionsgewerbe von 
2017 bis inklusive erste Jahreshälfte 2026. 
 
Was die Verteilung und Häufigkeit von Überwachungsmaßnahmen betrifft, gaben bei der 
KFN-Befragung von Prostitutionsgewerbebetreiber*innen (n = 223) 12 % von ihnen an, in 
den letzten 12 Monaten nicht kontrolliert worden zu sein. Von den verbleibenden 88 % 
kontrollierter Betriebe gaben 192 Betreiber*innen an, in den letzten 12 Monaten insgesamt 
654mal kontrolliert worden zu sein, was im Schnitt 3,4 Kontrollen pro Jahr und Betrieb 
entspricht.6   
 
Mehrheitlich werden die Kontrollen vom Ordnungsamt und der Polizei durchgeführt.7 Das 
sind aber beileibe nicht die einzigen involvierten Kontrollbehörden. Die Auflistung im 
Evaluations-Abschlussbericht umfasst die Landespolizei, das Ordnungsamt, die 
Gewerbebehörde, die Ausländerbehörde, den Zoll bzw. die Finanzkontrolle, die Baubehörde, 
die Gesundheitsbehörde, die Steuerfahndung, das Finanzamt, die Sozialbehörde, die 
Bundespolizei und sonstige Behörden wie z.B. das Jugendamt etc.8 

 

                                                 
4 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 364, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/266220/48609c967693e7454e58950a6fa43cdb/evaluation-
prostituiertenschutzgesetz-abschlussbericht-data.pdf 
5 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 363/64 
6 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 370 
7 ebenda 
8 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 370, 382  

https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/266220/48609c967693e7454e58950a6fa43cdb/evaluation-prostituiertenschutzgesetz-abschlussbericht-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/266220/48609c967693e7454e58950a6fa43cdb/evaluation-prostituiertenschutzgesetz-abschlussbericht-data.pdf
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Neuere Entwicklungen 
 
Mit der Einführung der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe ging für das 
Bundeskriminalamt (BKA) ein Traum in Erfüllung. Denn die sehr spezielle „Erlaubnispflicht“, 
wie sie 2017 mit dem ProstSchG im Bordellgewerbe eingeführt wurde, war eine Idee des 
Bundeskriminalamts, erstmals vorgetragen in der vom BKA in Auftrag gegebenen und 1993 
veröffentlichten Studie „Logistik der Organisierten Kriminalität“. Diese Studie stellte die 
Forderung nach einer Genehmigungspflicht für Bordelle – unmittelbar nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs – in den Zusammenhang einer Bekämpfung von Schleusung und 
illegaler Migration. Dort hieß es: 
 

 „Um der Organisierten Kriminalität ihre finanzielle Grundlage im Bereich der Prostitution zu  
 nehmen und um den Frauen menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu schaffen, sollte an 
 eine gewerberechtliche Genehmigung der Bordelle gedacht  werden... In diesem Kontext 
 habe man die Möglichkeit, „nicht genehmigte Bordelle zu schließen“… Die Einführung  
 einer Erlaubnispflicht mache nur Sinn, wenn dabei „auch die genutzten (insb. Logistik-) 
 Strukturen und Märkte beseitigt werden“. Ineffektive  Verbotsstrategien müssten durch 
 „effektivere Kontrollstrategien“ ersetzt werden, und zwar „auf der Grundlage der  
 moralischen Ablehnung von Prostitution…“.9 
 

Die geheime Agenda des ProstSchG ist die schleichende Zerstörung der Logistik des 
Prostitutionsgewerbes. Damit verfolgt die Bundesregierung eine Politik der Bekämpfung der 
Prostitution von der Angebotsseite her, was sie vom „Schwedischen Modell“ der 
Bekämpfung der Nachfrage nach sexuellen Dienstleistungen nicht in der Absicht, wohl aber 
von der Methode her unterscheidet. 
 
Diese Entwicklung ist in vollem Gange. In erster Linie wird durch die Koppelung von 
Erlaubnispflicht mit „örtlicher Lage“ und Sperrgebietsverordnungen eine Vielzahl kleinerer 
Wohnungsbordelle geschlossen. Exemplarisch zu besichtigen ist diese Entwicklung in 
Frankfurt/Main. Gab es nach Angaben des Magistrats 2016 in der Mainmetropole noch 168 
Prostitutionsetablissements, so waren es im Jahr 2024 lediglich 26 konzessionierte 
Prostitutionsstätten.10 In anderen größeren Städten sieht es nicht besser aus. Der Trend geht 
in die gleiche Richtung. 
 
Die Folge ist, das viele Sexarbeiter*innen durch die Umsetzung des ProstSchG mehr und 
mehr dazu gedrängt werden, ihre Kunden über das Internet zu akquirieren und sexuelle 
Dienstleistungen bundesweit verstreut und „ordnungswidrig“ in Hotels auf dem flachen Land 
oder in Städten, in Airbnb- oder sonstigen „Ferienwohnungen“ anzubieten. 

 
 
 
 
 
 

                                                 
9 Vgl. Ulrich Sieber, Marion Böge, Logistik der organisierten Kriminalität, Freiburg 1993  
10 vgl. Bericht des Magistrats B 245 (7.8.2017)  
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?JAHR=2017&JAHR_O=gr%F6%DFer+gleich&DATUM=31.12.20
20&DATUM_O=kleiner+gleich&VORLAGEART=B&GREMIUM=&FRAKTION=&TEXT=prostitution&TEXT_O=beinha
ltet+%28und%29&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=DATUM&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?3?3 
Magistratsbericht B 383 (28.10.2019) 

PARLIS - Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 
Stellungnahme des Magistrats vom 26.04.2024, ST 834 
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?VORLAGEART=ST&NUMMER=834&JAHR=2024&GREMIUM=
&FRAKTION=&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=SORTFELD&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?1?1? 
 
 

https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?JAHR=2017&JAHR_O=gr%F6%DFer+gleich&DATUM=31.12.2020&DATUM_O=kleiner+gleich&VORLAGEART=B&GREMIUM=&FRAKTION=&TEXT=prostitution&TEXT_O=beinhaltet+%28und%29&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=DATUM&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?3?3
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?JAHR=2017&JAHR_O=gr%F6%DFer+gleich&DATUM=31.12.2020&DATUM_O=kleiner+gleich&VORLAGEART=B&GREMIUM=&FRAKTION=&TEXT=prostitution&TEXT_O=beinhaltet+%28und%29&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=DATUM&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?3?3
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?JAHR=2017&JAHR_O=gr%F6%DFer+gleich&DATUM=31.12.2020&DATUM_O=kleiner+gleich&VORLAGEART=B&GREMIUM=&FRAKTION=&TEXT=prostitution&TEXT_O=beinhaltet+%28und%29&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=DATUM&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?3?3
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?JAHR=2017&JAHR_O=gr%F6%DFer+gleich&DATUM=31.12.2020&DATUM_O=kleiner+gleich&VORLAGEART=B&GREMIUM=&FRAKTION=&TEXT=prostitution&TEXT_O=beinhaltet+%28und%29&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=DATUM&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?3?3
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?VORLAGEART=ST&NUMMER=834&JAHR=2024&GREMIUM=&FRAKTION=&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=SORTFELD&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?1?1
https://www.stvv.frankfurt.de/PARLISLINK/DDW?VORLAGEART=ST&NUMMER=834&JAHR=2024&GREMIUM=&FRAKTION=&DOKUMENTTYP=VORL&FORMFL_OB=SORTFELD&FORM_SO=Absteigend&FORM_C=und&?1?1
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Das erneute Aufleben der Razzien-Politik 
 
Damit erschließt sich seit geraumer Zeit ein neues Betätigungsgebiet für die Polizei, die es 
nun weniger mit den größeren Bordellen, sondern mehr mit den über das ganze Land 
verstreuten so genannten „Pop-up-Bordellen“11 zu tun hat.  
 
Diese Entwicklung hat zu einem erneuten Aufleben der Razzien-Politik geführt. An die Stelle 
der Razzien größeren Stils, wie man sie noch aus der Zeit vor dem ProstSchG kannte, treten 
nun mehr und mehr kleinteilige „Kontrollen“ in allen möglichen Provinznestern.  
 
Das elende und menschenunwürdige Katz-und-Maus-Spiel zwischen Polizei und 
Sexarbeiter*innen ist die Kehrseite der trotz der Anerkennung von Prostitution als Beruf 
weitgehend beibehaltenen Kriminalisierung von Prostitution. Die in Deutschland 
legalisierte Prostitution erweist sich vor diesem Hintergrund vor allem als eine 
Pseudolegalisierung von Sexarbeit. 
 

Formwandel der Razzien 
 
Mit dem Prostituiertenschutzgesetz änderte sich mithin das dominierende Erscheinungsbild 
der „Rotlicht“-Razzien. In dem bisherigen „Razzien-Spiegel“ (1999 - 2018) ging Doña 
Carmen e.V. von folgender Arbeitsdefinition einer „Razzia“ aus: 
 

 „Als „Razzien“ werden hier die in regionalen / überregionalen (Online-)Medien erwähnten 
 Polizeiaktionen im Prostitutionsgewerbe verstanden, bei denen  mindestens eine der 
 nachfolgend genannten Bedingungen vorliegt: mindestens 3 kontrollierte Objekte, bzw. 
 mindestens 20 eingesetzte Ermittler, bzw. mindestens 20 kontrollierte Personen, bzw. 
 mindestens 10 vorläufig festgenommene Personen, oder unter Beteiligung von MEK, SEK, 
 BGS , BKA, GSG 9.“ (Doña Carmen, 2016) 
 

Diese Arbeitsdefinition spiegelt die speziellen Umstände der Zeit vor dem ProstSchG wider. 
Würde man heute an dieser Definition festhalten, würde man den mittlerweile eingetretenen 
Veränderungen nicht gerecht. Viele Polizeiaktionen gegenüber Sexarbeiter*innen in der 
Prostitution würden gänzlich unter dem Radar verbleiben und das Wiederaufleben der 
Razzien-Politik bliebe öffentlich unsichtbar. 
 
Eine den gegenwärtigen Umständen angemessene Arbeitsdefinition von Razzien muss nach 
wie vor von den mittlerweile üblichen Routine-Kontrollen abgrenzen, die die Überprüfung 
der Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen gewerberechtlichen und sonstigen 
ProstSchG-Vorgaben zum Gegenstand haben und innerhalb von Prostitutionsetablissements 
mehr oder weniger geräuschlos vonstattengehen. 
 
In dem fortan veröffentlichten „Razzien-Spiegel“ orientieren wir uns an folgender 
Arbeitsdefinition von Razzia: 
 
● Razzien sind alle über ProstSchG-Routinekontrollen hinausgehende Aktionen von 
   Einsatzkräften der Polizei mit und ohne Begleitung sonstiger Behörden, die oft mehrere  
   Etablissements ggf. in mehreren Städten bzw. in mehreren Bundesländern zeitgleich einer 
   unangekündigten, überraschend erfolgenden Durchsuchung von Örtlichkeiten und  
   Personen unterwerfen. 
 

● „Prostitutions-Kontrollen“ unterhalb der Schwelle von Razzien werden als solche 
   gekennzeichnet und nur dann in den „Razzien-Spiegel“ mit aufgenommen, wenn sie eine  
   Schließung von Prostitutionsstätten bzw. die Festnahme von Sexarbeiter*innen zur Folge  
   haben oder hinsichtlich Kontrollanlass bzw. Art und Weise ihrer Durchführung eine  
   besondere Ungleichbehandlung oder ein besonderes Diskriminierungspotenzial dabei  

                                                 
11 Hierbei handelt es sich weniger um „Bordelle“, als vielmehr zum Zwecke der Prostitutionsausübung kurzzeitig 

angemietete Appartements und Hotelzimmer. 
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   betroffener Sexarbeiter*innen aufweisen. 
 
Doña Carmen e.V. ist sich bewusst, dass mögliche Informationsverluste durch Nicht-
Berichterstattung der Medien oder infolge ihrer Bezahlschranken auch durch eine 
mittlerweile mögliche KI-gestützte Recherche nicht immer hinreichend kompensiert werden 
können. 


